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Wir unterstützen Stifter und Stifterinnen
bei der Gründung und Gestaltung von
Privatstiftungen und beraten bei der
Restrukturierung von Privatstiftungen
zur Anpassung an geänderte rechtliche,
wirtschaftliche und persönliche Rahmen-
bedingungen.
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Die Abschaffung der Schenkungssteuer droht Privatstiftungen deutlich weniger attraktiv zu machen

Das Finanzministerium plant eine hohe
Besteuerung von Vermögen, das in eine

Substiftungen übertragen wird. Damit soll
ein Schlupfloch geschlossen werden, doch geht

dabei ein wichtiges Instrument zur Lösung
von Konflikten in Privatstiftungen verloren.

Übertragung von Vermögen
durch eine Stiftung im Wege
der Errichtung einer Toch-
terstiftung (Substiftung)
stets als steuerpflichtige Zu-
wendung und nicht als steu-
erfreie Auszahlung behan-
delt werden soll. Überdies
fallen bei Errichtung einer
Substiftung 2,5 Prozent Ein-
gangssteuer an.

27,5 Prozent Verlust
In der Praxis ergibt sich

aus dieser Regelung, dass
bei der Errichtung von Sub-
stiftungen jedenfalls 27,5
Prozent des zugewendeten
Vermögens verlorengehen.
Damit wird ein wesentliches
Instrument der Restruktu-
rierung von Privatstiftungen
erheblich verteuert und im
Ergebnis entwertet. Die Er-
richtung einer Substiftung
wird von Stiftern oft in Be-
tracht gezogen, um die Pri-
vatstiftung an geänderte per-
sönliche, wirtschaftliche,
aber auch rechtliche Rah-
menbedingungen anzupas-
sen.

Die Substiftung erlaubt
die Teilung des Vermögens
und unter Umständen auch
eine Stärkung der Position
der Begünstigten, denen in
der Substiftung Stifterrech-
te eingeräumt werden kön-
nen. So ermöglicht die
Gründung einer Substiftung

Umstrukturierung von
Stiftungen erschwert

Während die Schenkungs-
steuer zum 1. August fällt,
werden laut dem Entwurf für
das Schenkungsmeldegesetz
auch danach alle Zuwen-
dungen an Stiftungen einer
Eingangsbesteuerung in
Höhe von 2,5 bis fünf Pro-
zent vom gestifteten Vermö-
gen unterliegen. Als Aus-
gleich sollen Substanzaus-
schüttungen von Vermögen,
das nach dem 31. 7. 2008 in
Privatstiftungen eingebracht
wird, steuerfrei sein.

Doch diese Regelung hat
einen Pferdefuß: Die Steuer-
freiheit gilt nur, wenn Bi-
lanzgewinne und stille Re-
serven der Privatstiftung
vollständig ausgeschüttet
sind. Um in den Genuss ei-
ner steuerfreien Vermögens-
ausschüttung zu kommen,
muss die Stiftung daher qua-
si leergeräumt sein. Andern-

falls gilt weiter die Kapitaler-
tragssteuer von 25 Prozent.

Um zu vermeiden, dass
durch die Errichtung von
Substiftungen diese Be-
steuerung vermieden wird,
indem etwa Vermögen in die
Substiftung eingebracht und
sofort mangels nicht ausge-
schütteter Gewinne und stil-
ler Reserven in der Substif-
tung an Begünstigte steuer-
frei zugewendet wird, soll in
Zukunft auch jede Widmung
von Stiftungsvermögen an
eine in- oder ausländische
Substiftung immer zur Gän-
ze der KESt von 25 Prozent
unterliegen. Dies gilt auch
dann,wenndasVermögen in
der Stiftungssphäre bleibt
und durch die Aufteilung
auf Substiftungen sich nur
der Begünstigtenkreis än-
dert.

In den erläuternden Be-
merkungen wird ausdrück-
lich festgehalten, dass die
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Normalerweise begnügt sich der Fiskus mit kleinen Stücken aus der Privatstiftungstorte.
Bei Einrichtung einer Substiftung will er jedoch viel herzhafter zugreifen. Foto: dpa/Deck

etwa die Aufteilung des Ver-
mögens auf mehrere Famili-
enstämme, die Einbezie-
hung neuer Mitstifter (etwa
von Kindern oder Ehefrau-
en), aber auch von Stifterge-
sellschaften als Mitstifter,
um Stifterrechte langfristig
zu sichern (da sie nicht mit
dem Tod der natürlichen
Personen untergehen). In
der Praxis empfiehlt sich die
Errichtung von Substiftun-
gen auch im Fall von Kon-
flikten zwischen verschie-
denen Begünstigtenkreisen,
etwa mehreren Familien-
stämmen.

Zivilrechtlich ist die Er-
richtung von Substiftungen

unproblematisch, sofern sie
vom Stiftungszweck gedeckt
ist. Oft geben Stiftungserklä-
rungen dem Stiftungsvor-
stand Richtlinien zu ihrer
Errichtung.

Die KESt-Besteuerung des
Vermögens bei Errichtung
einer Substiftung erscheint
dann nicht sachgerecht,
wenn es im Ergebnis nicht
zu einer Vermögensaus-
schüttung an die Begünstig-
ten, sondern lediglich zu ei-
ner Umschichtung des Ver-
mögens im Rahmen des Stif-
tungszwecks kommt. Eine
Verteuerung der Errichtung
von Substiftungen führt
letztlich dazu, dass ein we-

sentliches Konfliktlösungs-
und Restrukturierungsin-
strument nicht mehr sinn-
voll genutzt werden kann
und fördert die Versteine-
rung des Vermögens in den
Privatstiftungen.

Bleibt der Entwurf des
Schenkungsmeldegesetzes
in diesem Punkt unverän-
dert, sollten Stifter, die eine
Restrukturierung ihrer Pri-
vatstiftung für notwendig
halten, über die Errichtung
einer Substiftung noch vor
dem 1. August nachdenken.

*DDr. Katharina Müller,
Wilheim Müller Rechtsan-
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Fünf Prozent soll nach dem
Ende der Erbschafts- und
Schenkungssteuer die Be-
steuerung aller Zuwendun-
gen an Stiftungen betragen.
Allerdings sieht der Entwurf
des Stiftungseingangssteu-
ergesetzes neben diesem
Standardeingangssteuersatz
auch eine Strafsteuer in
Höhe von 25 Prozent vor.
Diese soll dann angewendet
werden, wenn die Stiftung
nicht spätestens zum Zeit-
punkt der Fälligkeit der
Steuer sämtliche Dokumen-
te, die die innere Organisati-
on, die Vermögensverwal-
tung und Verwendung be-
treffen, in der aktuellen Fas-
sung dem Finanzamt offen-
gelegt hat. Die Offenlegungs-
pflicht ist nicht auf Stif-

tungs(zusatz)urkunden be-
schränkt.

Offenbar soll damit gegen
anonyme ausländische Stif-
tungenvorgegangenwerden.
Jedoch ist die Strafsteuer
auch auf österreichische Pri-
vatstiftungen anwendbar.

Stifter und Stiftungsvor-
stände, die sich dieser Pro-
blematik nicht bewusst sind,
drohen daher durch eine un-
vollständige Offenlegung in
die Strafsteuer-Falle zu tap-
pen. Dieser Fehler kann
auch durch eine spätere Of-
fenlegung nicht geheilt wer-
den. Was sehr wohl geheilt
werden müsste, ist dieser
Passus um Gesetzesentwurf.

*Markus Stefaner ist Steuer-
berater bei Ernst & Young in
Wien.
markus.stefaner@at.ey.com
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Achtung Strafsteuer!
Mangelhafte Offenlegung wird teuer BÜCHER

Q Generationenwechsel heißt
die Festschrift zum 60. Ge-
burtstag des prominenten
Steuerberaters Karl Bruck-
ner (BDO Auxilia). Der
Band behandelt steuerliche,
unternehmensrechtliche
und betriebswirtschaftliche
Aspekte des Themas, das
zehntausende Unterneh-
men betrifft. Linde, 352 Sei-
ten, 58 €.

Q Die erweiterte Produkthaft-
pflichtdeckung nach den
AHVB/EHVB 2005 behandelt
das Buch der Versicherungs-
juristin Karin Ziegler. Verlag
Österreich, 227 Seiten, 38 €.

Q Der Vereinsexperte von
Friedrich Möstl und Heike
Stark befasst sich mit allen
Spezialfragen zum Vereins-
recht und Vereinssteuer-
recht. Linde, 176 Seiten, 34 €.


